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Vorwort 

In seiner Schrift "Das Recht des Presse-Grosso" (1979) hat Joseph H. 
Kaiser einen Bereich des Presserechts behandelt, der in der Fülle des ju-
ristischen und rechtspolitischen Schrifttums zur Presse im Zusammen-
hang mit Art. 5 GG noch nicht erfaßt worden war. 

Die nachstehende Untersuchung ist auf Anregung des Verbandes Deut-
scher Zeitschriftenverleger e. V. entstanden, um die damit zum Groß-
handel mit Zeitungen und Zeitschriften aufgeworfenen Verfassungsfra-
gen weiter zu verfolgen und die Ergebnisse der Kaiserschen Arbeit zu 
überprüfen. 

Raven, im Frühjahr 1980 

Hans Peter Ipsen 
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A. Einleitung 

I. Presse-Vertrieb als Verfassungs thema 

1. Wer Presseerzeugnisse hervorbringt, wird auf eine Vertriebsorga-
nisation bedacht sein, die den schnellsten Absatz bei höchstmöglicher Le-
serzahl sichert. Innen- und Außenorganisation erfordern Entscheidun-
gen und Maßnahmen über Absatzfunktionen und Absatzräume. Beide 
sind wesentlich abhängig von der "Verderblichkeit"l des Presseprodukts 
im Maße seines unterschiedlichen Aktualitätsschwundes. Er paßt sich in 
aller Regel automatisch seiner Periodizität an, hängt im übrigen von der 
Art des Presseerzeugnisses ab. Von den Vorgängen im Pressewesen und 
den an ihnen Beteiligten - vom Presseunternehmer als Verleger, Her-
ausgeber, über Redakteur, Hersteller, Groß- und Einzelhändler zum 
Leser -, die im Wirkungsbereich des Art. 5 Abs. 1 und 2 GG einen ver-
fassungsrechtlich zu bemessenden Platz einnehmen oder suchen, sind die 
letzten Glieder dieser Kette bislang am wenigsten in das Verfassungs-
licht geraten, von ihnen der Händler noch weniger als der mit Informa-
tionsfreiheit bedachte Leser. Eine Erklärung hierfür liegt deshalb nahe, 
weil der Händler selbst, seiner Funktion innerhalb des Pressewesens 
entsprechend, auf den für die Pressefreiheit primär relevanten Inhalt 
des Presseerzeugnisses keinen Einfluß hat. Sein Presse-Funktionsanteil 
erweist und erschöpft sich in Tätigkeiten, die solchen des Handels mit 
anderen Erzeugnissen der Wirtschaft in wesentlichen Beziehungen ver-
gleichbar sind. So ist es kein Zufall, sondern sachbedingt, daß mit Rechts-
fragen des Pressevertriebs zwar Zivilgerichte und Instanzen der Wett-
bewerbsaufsicht befaßt worden sind, indes bislang nur in einem einzigen 
Fall, der Blinkfüer-Entscheidung, auch das Bundesverfassungsgericht 
unter den Aspekten des Art. 5 GG, und auch dies nur auf prozeduralem 
Umweg2• 

Auch vom Endglied der Beteiligten-Kette her, vom Leser, haben sich 
keine Anknüpfungen ergeben, um den Funktionsanteil des Händlers am 

1 Wenzel, Rechtsprobleme, 8. 383; Kaiser,Presse-Grosso, 8. 144: "eine Frisch-
waren besonderer Art"; zu dieser Eigenschaft speziell von Tageszeitungen: 
BVerfGE Bd. 278. 99. 

2 BVerfGE Bd. 25, 8. 256, wo es um die Boykottandrohung des Verlegers 
gegenüber Händlern geht, die nur deshalb Gegenstand des Verfassungsbe-
schwerdeverfahrens werden konnte, weil der Beschwerdeführer sich als Her-
ausgeber und Chefredakteur des fraglichen Presseerzeugnisses, nicht als Händ-
ler, durch die Androhung gegenüber dem Handel in seinem Grundrecht des 
Art. 5 Abs. 1 GG verletzt fühlte. 
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Vertrieb des Presseerzeugnisses gerade unter Maßstäben des Art. 5 GG 
zu bewerten. Verfassungsrechtlich relevante Konflikte, etwa unter Be-
rufung auf die Informationsfreiheit des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG grund-
rechtlich beanstandete Rechtsverletzungen des Lesers durch den Presse-
handel sowie Leseransprüche auf Darbietung einer "Presse-Vielfalt" 
durch den Händler, sind nicht justitiabel geworden. Auch insoweit ist 
der Pressevertrieb verfassungsrechtlicher Behandlung nicht zugänglich 
geworden. Ob und inwieweit, auch unter welchen dogmatischen und me-
thodischen Ansätzen das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
Rechtsfragen des Pressevertriebs unter Verfassungseinwirkungen des 
Art. 5 GG zur Erörterung und Entscheidung gebracht hat, steht auf an-
derem Blatt. 

2. Eine in ihrer Existenz und Wirksamkeit besonders bedeutsame 
Form der Presse-Vertriebsorganisation in Gestalt des sog. Presse-Grosso 
ist dadurch in das Verfassungslicht gerückt worden, daß mit eigenwilli-
gen Deutungen des Grosso-Rechts und der Grosso-Funktion eine ver-
meintlich aus Art. 5 GG zu rechtfertigende status quo-Garantie dieser 
Vertriebsorganisation gesucht worden ist3 • Trotz aller Kritik, die diese 
Untersuchung zum Presse-Verfasssungsrecht hier erfahren muß, ist ihr 
Beitrag zur Erweiterung des Presse-Horizonts i. S. des Art. 5 Abs. 1 GG 
nur zu begrüßen. 

"Es ist Erfahrungstatsache, daß ökonomische Interessen sich gern in 
verfassungsrechtlicherVerkleidung zur Geltung bringen", hat der Ver-
fasser jener Schrift zum Presse-Gros so früher - im Jahre 1972 - in an-
derem Zusammenhang festgestellV. Das entspricht dem Einblick nicht 
nur in Praktiken interpretatorischer Inanspruchnahme des deutschen 
Grundgesetzes, sondern auch in ausländische Verfassungsdiskussionen 
und Judikatur. Indes enthebt diese richtige Erkenntnis nicht der Pflicht 
und A}lfgabe, die erstmalige Verfassungsdeutung eines existenten und 
funktionstüchtigen Absatzorganisations-Modells des Pressewesens in 
ihrem Gewicht und ihrer Seriosität zu würdigen und derart in ihren Vor-
aussetzungen und Folgerungen zu überprüfen. 

Jene Schrift nimmt sich insbesondere in der einleitenden Darstellung 
(außer dem Presse-Grosso) auch alternativer Vertriebswege5, so des 

3 Kaiser, Das Recht des Presse-Grosso (1979), eine "aus der mehrjährigen 
Beratung des Verbandes Deutscher Buch-, Zeitungs- und Zeitschriften-Gros-
sisten e. V. hervorgegangene und durch den Verband geförderte" Schrift, vgl. 
Vorwort, S. 5. 

4 Vgl. Kaiser, Presseplanung, S. 21 Anm. 18 zum Bericht der am 11. 5. 1967 
vom Bundestag geforderten, von der Bundesregierung eingesetzten Presse-
kommission vom 14. 6. 1968, BT-Drucks. V!3122, der sich mit den Ursachen 
der Existenzgefährdung von Presseunternehmen und den Folgender Presse-
konzentration für die Meinungsfreiheit befaßt hat. Kaisers Zitat zielt dort 
auf die "gegebenen ökonomischen Interessen mancher der in der Kommission 
gut vertretenen Verleger und Journalisten". 

5 Kaiser, Presse-Grosso, S. 14 - 24. 
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Bahnhofsbuchhandels, des werbenden Zeitschriftenhandels, des ver-
lagseigenen Abonnements, der Lesezirkel und des Postzeitungsdienstes 
der Deutschen Bundespost an. Die hier stattfindende verfassungsrecht-
liche Erörterung bleibt dagegen wesentlich auf die Vertriebsorganisation 
des Presse-Grosso beschränkt. Das ist um so mehr vertretbar, als auch 
die Presse-Grosso-Monographie in ihren rechtlich relevanten Teilen B 
(Das Presse-Grosso: Ein Bestandteil des Sektors Presse), C (Das Presse. 
Grosso unter dem Regime des Art. 5 GG) und D (Das Grosso unter dem 
Regime der einschlägigen Wettbewerbsregeln) sich eben auf das Grosso 
beschränkt, diese Vertriebsorganisation wirtschaftlich am bedeutendsten 
ist und seine Ein- und Zuordnung in und zum Art. 5 GG etwa noch er-
forderliche Rückschlüsse auf die Beantwortung verfassungs- und wett-
bewerbsrechtlicher Fragen auch zu anderen Vertriebswegen ermöglicht. 

11. Presse-Gros so im Rahmen der Art. 5 GG-Interpretation 

1. Mit der Absatzorganisation einzigartiger Gestaltung, wie das Pres-
se-Grosso sie darstellt, wird ein Element des Pressewesens zum Gegen-
stand verfassungs rechtlicher Einschätzung in einer Situation gemacht, in 
der die Presse insgesamt höchst unterschiedlichen Verfassungsdeutungen 
ausgesetzt ist. Sie gehören heute zu einem "Zentralthema der Gesell-
schaftspolitik" in bezug auf machtträchtige private Wirtschaftsträger, 
deren potentielle Einflußnahme auf den politischen Prozeß begrenzungs-
und kontrollbedürftig erscheint6• 

Hierzu wird - außer der Automatik des Marktes und des Wettbe-
werbs - eine Binnenkontrolle kraft Demokratisierung der inneren Ord-
nung - von der bereits normierten Unternehmens-Mitbestimmung bis 
zur Verbände-Disziplinierung durch Gesetz - gefordert. Dabei sieht sich 
die Presse in der Spannungsbreite verfassungstheoretischer und verfas-
sungspolitischer Auseinandersetzungen um das Verständnis des Art. 5 
GG. Sie reichen von überlieferter individualrechtlicher Deutung des 
Freiheitsrechts gegen jedwede nicht allgemein-gesetzliche staatliche Ein-
wirkung über eine Instrumentalisierung der der Presse zugedachten 
"öffentlichen Aufgabe" bis zum Postulat staats gesetzlich institutionali-
sierender und garantierender Binnenstrukturierung des Presseunterneh-
mens. Sie äußern sich in auf Gleichheit bedachten Finanzierungsansprü-
chen, Dekonzentrationsforderungen, pressespezifisch verschärften Gene-
ralklausel-Deutungen des Wettbewerbs rechts und Sanktionierungsvor-
stellungen zur Sicherung innerer Pressefreiheit. Damit werden konstruk-
tiv und dogmatisch wichtige allgemeine Probleme der Grundrechtslehre 
aufgeworfen und in Frage gestellt: Drittwirkung, grundrechtliche In-

6 Vgl. dazu Mestmäcker, Medienkonzentration, S. 21 ff., der insoweit - außer 
Verbänden und Großunternehmen - speziell Presseverlage in dieser Weise 
hervorhebt. 


